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Landkreis: Heilbronn 
Stadt: Güglingen 
Gemarkung: Güglingen und Frauenzimmern 
 

Vorhabenbezogener Bebauungsplan gem. § 12 BauGB 
und örtliche Bauvorschriften 

„Gässle Erweiterung“ 

Maßstab 1 : 500          ENTWURF 
Auszug aus dem Liegenschaftskataster gefertigt und zum Bebauungsplan ausgearbeitet. 

Projekt-Nr. 3 2019 0340  

 

Untergruppenbach, den 02.05.2022/21.11.2023/23.05.2024 

Verfahrenshinweise für den Bebauungsplan und die örtlichen Bauvorschriften 
(§ 74 LBO) 

Aufstellungsbeschluss (§ 2 (1) BauGB) am 24.05.2022 

Ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschl. (§ 2 (1) BauGB) am 10.06.2022 

Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung (§ 3 (1) BauGB)   vom  13.06.2022 bis 18.07.2022 

Frühzeitige Behördenbeteiligung (§ 4 (1) BauGB)          vom  13.06.2022 bis 18.07.2022 

Beschluss der Veröffentlichung im Internet bzw. der öffentlichen 
Auslegung (§ 3 (2) BauGB) am 05.12.2023 

Ortsübliche Bekanntmachung der Veröffentlichung im Internet bzw.  
der öffentlichen Auslegung (§ 3 (2) BauGB) am 15.12.2023 

Veröffentlichung im Internet bzw. öffentliche Auslegung 
(§ 3 (2) BauGB)                vom  29.12.2023 bis 05.02.2024 

Beschluss der erneuten Veröffentlichung im Internet bzw. der erneuten  
öffentlichen Auslegung (§ 3 (2) BauGB) am 04.06.2024 

Erneute Veröffentlichung im Internet bzw. öffentliche Auslegung 
(§ 3 (2) BauGB i. V. mit § 4a (3) BauGB)  vom ................. bis ......................  

Satzungsbeschluss des Bebauungsplans (§ 10 (1) BauGB) und 
der örtlichen Bauvorschriften (§ 74 (1) i. V. mit § 74 (7) LBO) am ......................  

Ausgefertigt, Güglingen        den......................  
 

 
Heckmann, Bürgermeister 

Ortsübliche Bekanntmachung und In-Kraft-Treten des Bebauungsplans 
und der örtlichen Bauvorschriften (§ 10 (3) BauGB) am ......................  

 Zur Beurkundung: 

 
Heckmann, Bürgermeister 
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Textteil für den Bebauungsplan und die örtlichen Bauvorschriften 

Rechtsgrundlagen: §§ 2, 9, 10 und 12 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 3 
des Gesetzes vom 12. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 184) und § 4 Gemeindeordnung für 
Baden-Württemberg in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Juli 2000 (GBl. S. 582, 
ber. S. 698), geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 27. Juni 2023 (GBl. S. 229, 231) in 
Verbindung mit § 74 der Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) in der Fassung 
vom 5. März 2010 (GBl. S. 357), geändert durch Gesetz vom 13. Juni 2023 (GBl. S. 170). Es 
gilt die Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. 
November 2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 
2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176). 

Aufhebungen: Sämtliche innerhalb des räumlichen Geltungsbereichs bisher bestehenden 
örtlichen planungs- und bauordnungsrechtlichen Festsetzungen sowie frühere örtliche 
baupolizeiliche Vorschriften werden aufgehoben. 
 

Festsetzungen: In Ergänzung der Planzeichnung wird folgendes festgesetzt:  

1. Vorhabenbezogener Bebauungsplan 
„Gässle Erweiterung“ 
Planungsrechtliche Festsetzungen 

1.1 Art der baulichen Nutzung (§9 (1) Nr.1 BauGB, §§ 1-15 BauNVO) 

Zulässig ist ein Gewerbebetrieb entsprechend des Vorhaben- und Erschließungsplans des 
Vorhabenträgers vom 04.12.2020/20.03.2024/14.05.2024, angefertigt durch  
Kuon + Reinhardt GmbH, Freie Architekten, Nordheim (vgl. Anlage 1 der Begründung). 

Der Vorhaben- und Erschließungsplan ist Bestandteil des Bebauungsplans (§ 12 (3) 
BauGB). 

1.2 Maß der baulichen Nutzung (§ 9 (1) Nr. 1 BauGB, §§ 16 - 21a BauNVO) 

Das Maß der baulichen Nutzung ist bestimmt durch die Festsetzung der Grundflächenzahl 
und der Höhe baulicher Anlagen. 

a) Grundflächenzahl: vgl. Planeintrag 

b) Höhe baulicher Anlagen (vgl. Planeintrag): Die maximal zulässige Gebäudehöhe ist als 
höchster Gebäudepunkt (HGP) in Metern über Normalnull (m ü NN) festgesetzt. 
Maßgeblich ist höchste Punkt der Dachfläche. Technisch notwendige Einzelbauteile und 
Aufbauten (z.B. Kamine, Klimaanlagen, Lüftungen) sind von der Höhenbeschränkung 
ausgenommen. 

1.3 Höhenlage baulicher Anlagen (§ 9 (3) BauGB) 

Die Höhenlage baulicher Anlagen ist durch die Festsetzung der Erdgeschossfußbodenhöhe 
(EFH) in Normalnullhöhe nach oben begrenzt. Unterschreitungen sind zulässig. 

1.4 Bauweise (§ 9 (1) Nr. 2 BauGB, § 22 BauNVO) 

Besondere (von §22 (1) BauNVO abweichende) Bauweise (b). 
Zugelassen sind Einzelgebäude ohne Längenbeschränkung, aber mit seitlichen 
Grenzabständen im Sinne der offenen Bauweise. 
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1.5 Überbaubare Grundstücksfläche (§ 9 (1) Nr. 2 BauGB, §§ 23 BauNVO) 

a) Die überbaubaren Grundstücksflächen sind durch Baugrenzen bestimmt. 

b) Ausnahmen gemäß § 23 (3) Satz 3 BauNVO  

Die festgesetzten Baugrenzen können mit untergeordneten Bauteilen, 
Eingangsüberdachungen sowie Vorbauten bis 5 m Breite um bis zu 2 m überschritten 
werden. Der Abstand zur öffentlichen Fläche muss mindestens 2 m betragen. 

1.6 Nebenanlagen, Garagen und überdachte Stellplätze (§ 9 (1) Nr. 4 BauGB, §§ 12, 14 
und § 23 (5) BauNVO) 

Offene und überdachte Stellplätze, sowie Tiefgaragen sind allgemein nur innerhalb der 
überbaubaren Grundstücksflächen und auf den dafür vorgesehenen Flächen (St) zulässig. 
Sie können ausnahmsweise auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen zugelassen 
werden. 

1.7 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur, und 
Landschaft (§ 9 (1) Nr. 20 BauGB) 

a) Die Befestigung von PKW-Stellplätzen darf nur wasserdurchlässig erfolgen (Rasensteine, 
Rasenpflaster oder ähnliches), sofern deren Funktion dadurch nicht unzumutbar 
beeinträchtigt wird und eine Gefährdung des Grundwassers nicht zu befürchten ist. Der 
Unterbau ist auf den Belag abzustimmen. 

b) Zur Vermeidung anlagebedingter Bodenbeeinträchtigungen ist bei allen Baumaßnahmen 
der Oberboden nach Zwischenlagerung der Wiederverwendung zuzuführen. 

c) Die nicht überbauten und für den Betriebsablauf notwendigerweise befestigten Flächen 
sind zur Schaffung eines günstigen Bestandsklimas zu begrünen und zu bepflanzen. 

d) Zur Schonung nachtaktiver Insekten ist die Außenbeleuchtung auf das notwendige 
Minimalmaß zu beschränken. Die Beleuchtung ist mit insektenschonenden Lampen 
entsprechend dem aktuellen Stand der Technik auszustatten. Es sind Leuchten zu 
wählen, die kein Streulicht erzeugen. Die Außenbeleuchtung ist auf das unbedingt 
erforderliche Mindestmaß zu beschränken. Eine Beleuchtung in den Biotopbereich 
„Feldhecken an stillgelegter Bahnstrecke Güglingen bis Frauenzimmern“ hinein ist zu 
vermeiden. 

e) Mutterboden, der bei den Baumaßnahmen anfällt, ist gesondert von tieferen 
Bodenschichten abzuheben und zu lagern. Er ist in kulturfähigem, biologisch-aktivem 
Zustand zu erhalten und zur Rekultivierung und Bodenverbesserung zu verwenden (siehe 
§ 202 BauGB). Notwendige Bodenarbeiten sind schonend und unter sorgfältiger 
Trennung von Oberboden und Unterboden durchzuführen. Als Zwischenlager sind 
Bodenmieten vorzusehen, die den Erhalt der Bodenfunktionen nach § 1 BBodSchG 
gewährleisten (z.B. Schütthöhe bei feinkörnigem Boden mit Pflanzenresten maximal 1,5 
m, Schutz vor Vernässung, Staunässe etc.). Bodenverdichtungen sind grundsätzlich zu 
vermeiden. Entstandene Bodenverdichtungen sind nach Abschluss der Bautätigkeit 
wirkungsvoll aufzulockern. Die fachlichen Anforderungen an den Bodenabtrag, die 
Zwischenlagerung und den Bodenauftrag sind in der DIN 19639 „Bodenschutz bei 
Planung und Durchführung von Bauvorhaben“ und im Heft Bodenschutz 26 „Merkblatt 
Bodenauffüllungen“ der LUBW zusammengefasst. Entsprechendes gilt für 
Arbeitsbereiche, Lagerflächen und Flächen der Baustelleneinrichtung. 
Bodenverdichtungen sind zu vermeiden, um die Bodenstruktur vor erheblichen und 
nachhaltigen Veränderungen zu schützen. 

f) Bei der Verwendung von metallischen Dacheindeckungen oder Fassadenverkleidungen 
ist zur Vermeidung von Schwermetalleinträgen in das Grundwasser eine 
verwitterungsfeste Beschichtung zwingend. 

g) Im Vorfeld der Bau- und Erschließungsarbeiten ist die krautige Vegetation in den 
künftigen Baufeldern vom Beginn der Vegetationsperiode bis zum Baubeginn alle zwei 
Wochen zu mähen, um zu verhindern, dass Bodenbrüter Nester anlegen. Um ein 
Einwandern von Zauneidechsen zu verhindern, ist das Mähgut abzufahren. 
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h) Zur Vermeidung einer Einwanderung von Amphibien in das Baufeld ist es im Vorfeld und 
während der Baumaßnahme mittels eines Reptilien-/Amphibienschutzzaun zu sichern. 
Zudem ist die Entstehung von temporären Kleinstgewässern, z.B. in Fahrspuren oder 
Baugruben, zu vermeiden. 

i) Zum Schutz des Biotops „Feldhecken an stillgelegter Bahnstrecke Güglingen bis 
Frauenzimmern“ ist während der Bauarbeiten zwischen der Hecke und dem 
angrenzenden Baubereich ein Bauzaun oder Baustellenbegrenzungszaun aufzustellen, 
um den Bereich vor Ablagerungen von Material und vor randlichem Befahren zu sichern. 

j) Bäume im unmittelbaren Bereich des Baufeldes sowie von Baustelleneinrichtungen sind 
gemäß DIN 18920 und RAS_LP 4 zu schützen. 

1.8 Pflanzzwang (§ 9 (1) Nr. 25 a BauGB) 

a) Pflanzzwang - Einzelbäume (PZ/E): An den im Plan durch Planzeichen festgesetzten 
Stellen sind gebietsheimische, standortgerechte, hochstämmige Obst- und/oder 
Laubbäume mit einem Stammumfang von mind. 16/18 cm zu pflanzen, zu pflegen und 
dauerhaft zu erhalten. Die örtliche Lage im Lageplan ist nicht bindend.  

Die Bepflanzung ist in den Baugesuchsunterlagen nachzuweisen. Die Pflanzungen sind 
innerhalb eines Jahres nach Aufnahme der Gebäudenutzung vorzunehmen. Artenlisten 
und Saatgutangaben im Anhang des Grünordnerischen Beitrags sind zu beachten. 

c) Pflanzzwang – flächig (PZ): Die im Plan festgesetzten Flächen sind als artenreicher, 
insektenfreundlicher Gras- und Blühstreifen anzulegen. Wo möglich, sind zusätzlich 
gebietsheimische, standortgerechte Laubsträucher zu pflanzen. Der an das gesetzlich 
geschützte Biotop „Feldhecken an stillgelegter Bahnstrecke Güglingen bis 
Frauenzimmern“ angrenzende Bereich ist biotopverträglich zu gestalten. Sämtliche 
Pflanzungen sind dauerhaft zu erhalten. Notwendige Stützmauern zur Modellierung des 
Geländes sind in den Pflanzflächen zulässig. 

Die Bepflanzung ist spätestens 1 Jahr nach Fertigstellung der Baumaßnahme 
vorzunehmen. Artenlisten und Saatgutangaben im Anhang des Grünordnerischen 
Beitrags sind zu beachten. 

1.9 Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flächen (§ 9 (1) Nr. 21 BauGB) 

Die im Lageplan mit „LR“ dargestellten Flächen sind mit einem Leitungsrecht zugunsten der 
Stadt Güglingen zu belasten. Im Bereich des Leitungsrechts sind nur solche Überbauungen 
gestattet, die den Zugang zum Kanal nicht beeinträchtigen (z.B. Stellplätze, 
Überdachungen). Gründungen und Fundamente für Gebäude sind innerhalb des 
Leitungsrechts unzulässig. 
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Hinweise: 

a) Im Zuge von Bauarbeiten können im Plangebiet Funde im Sinne von § 20 
Denkmalschutzgesetz (DSchG) zutage treten, bei denen es sich um meldepflichtige 
Kulturdenkmale nach § 2 DSchG handelt.  

Auf die Einhaltung der Bestimmungen der § 20 und 27 DSchG wird verwiesen. Sollten 
bei der Durchführung der Maßnahme archäologische Funde oder Befunde entdeckt 
werden, sind gemäß § 20 DSchG Denkmalbehörde(n) oder Gemeinde umgehend zu 
benachrichtigen. Archäologische Funde (Steinwerkzeuge, Metallteile, Keramikreste, 
Knochen, etc.) oder Befunde (Gräber, Mauerreste, Brandschichten, bzw. auffällige 
Erdverfärbungen) sind bis zum Ablauf des vierten Werktages nach der Anzeige in 
unverändertem Zustand zu erhalten, sofern nicht die Denkmalschutzbehörde oder das 
Regierungspräsidium Stuttgart (Referat 84.2) mit einer Verkürzung der Frist 
einverstanden ist. Auf die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten (§ 27 DSchG) wird 
hingewiesen. Bei der Sicherung und Dokumentation archäologischer Substanz ist 
zumindest mit kurzfristigen Leerzeiten im Bauablauf zu rechnen. 

b) Grundwasserableitungen - auch über das öffentliche Abwassernetz - sind unzulässig. 
Grundwassererschließungen sind der Wasserbehörde unverzüglich anzuzeigen. 
Beabsichtigte Maßnahmen, bei denen aufgrund der Tiefe des Eingriffs in den Untergrund 
mit Grundwasserfreilegungen gerechnet werden muss, sind rechtzeitig vor deren 
Ausführung anzuzeigen. Wird im Zuge von Baumaßnahmen unerwartet Grundwasser 
erschlossen, so sind die Arbeiten, die zur Erschließung geführt haben, unverzüglich 
einzustellen und das Landratsamt als untere Wasserbehörde zu benachrichtigen (§ 43 
(1) und (6) WG). 

c) Das Plangebiet befindet sich auf Grundlage der am LGRB vorhandenen Geodaten im 
Verbreitungsbereich von Gesteinen der Grabfeld-Formation (Gipskeuper). Diese werden 
von quartären Lockergesteinen (Auenlehm) mit im Detail nicht bekannter Mächtigkeit 
verdeckt. 

Mit einem kleinräumig deutlich unterschiedlichen Setzungsverhalten des Untergrundes ist 
zu rechnen. Ggf. vorhandene organische Anteile können dort zu zusätzlichen 
bautechnischen Erschwernissen führen. Der Grundwasserflurabstand kann dort 
bauwerksrelevant sein. 

Verkarstungserscheinungen (offene oder lehmerfüllte Spalten, Hohlräume, Dolinen) sind 
nicht auszuschließen. Sollte eine Versickerung der anfallenden Oberflächenwässer 
geplant bzw. wasserwirtschaftlich zulässig sein, wird auf das Arbeitsblatt 
DWA-A 138 (2005) verwiesen und im Einzelfall die Erstellung eines entsprechenden 
hydrologischen Versickerungsgutachtens empfohlen. Wegen der Gefahr einer 
Verschlechterung der Baugrundeigenschaften sowie ggf. von Sulfatgesteinslösung im 
Untergrund sollte von der Errichtung technischer Versickerungsanlagen (z. B. 
Sickerschächte, Sickerbecken, Mulden- Rigolen-Systeme zur Versickerung) Abstand 
genommen werden, wenn diese in den Untergrund unterhalb des Auenlehms einbinden. 

Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planungen oder von 
Bauarbeiten (z. B. zum genauen Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und 
Tragfähigkeit des Gründungshorizontes, zum Grundwasser, zur Baugrubensicherung, bei 
Antreffen verkarstungsbedingter Fehlstellen wie z. B. offenen bzw. lehmerfüllten Spalten) 
werden objektbezogene Baugrunduntersuchungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 
4020 durch ein privates Ingenieurbüro empfohlen. 

d) Im Bereich des Planungsvorhabens kann, insbesondere bei Hochwasserereignissen, im 
Talbereich des Riedfurtbachs bzw. der Zaber hochstehendes Grundwasser mit kleinen 
Flurabständen nicht ausgeschlossen werden. 

e) Im Fall von anstehenden oder umgelagerten Gesteinen der Grabfeld-Formation 
(Gipskeuper), ist im Bereich des Planungsvorhabens mit zementangreifendem 
Grundwasser aufgrund sulfathaltiger Gesteine zu rechnen. 

f) Zum Schutz von Vögeln und Kleinsäugern dürfen Gehölzrückschnitte und 
Rodungsmaßnahmen im Allgemeinen nur im Zeitraum vom 1. Oktober bis 28./29. 
Februar durchgeführt werden (§§ 39 (5) Satz 1 Nr. 2 i.V.m. 44 (1) bis (3) BNatSchG). 
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g) Durch die umgebenden landwirtschaftlichen Flächen können auch bei ordnungsgemäßer 
Bewirtschaftung Emissionen wie Z.B. Stäube, Geruch, Lärm und 
Pflanzenschutzmittelabdrift im Sinne des § 906 BGB nicht ausgeschlossen werden und 
sind durch die geplante Nutzung hinzunehmen. 

h) Um Verschattung und andere Beeinträchtigungen landwirtschaftlicher Kulturen zu 
vermeiden, ist mit Anpflanzungen, die in Verbindung mit den geplanten Maßnahmen 
stehen, ein ausreichender Abstand zu den angrenzenden landwirtschaftlichen Kulturen 
einzuhalten, der mindestens den Erfordernissen nach dem Nachbarrecht Baden- 
Württemberg entspricht. 

i) Es wird darauf hingewiesen, dass die Pflicht zur Installation einer Photovoltaikanlage zur 
Stromerzeugung beim Neubau und bei grundlegender Dachsanierung eines Gebäudes 
auf der für eine Solarnutzung geeigneten Dachfläche besteht. Dies gilt auch beim 
Neubau eines für eine Solarnutzung geeigneten offenen Parkplatzes mit mehr als 35 
Stellplätzen für Kraftfahrzeuge über der für eine Solarnutzung geeigneten 
Stellplatzfläche.  

j) Auf die mit Wirkung vom 31.07.2020 geltende Änderung des Naturschutzgesetzes 
(NatSchG) wird hingewiesen. Der ergänzte § 21a Landesnaturschutzgesetzes stellt klar, 
dass Schotterungen zur Gestaltung von privaten Gärten grundsätzlich keine andere 
zulässige Verwendung im Sinne des § 9 (1) S. 1 Landesbauordnung (LBO) ist. Nach § 9 
(1) S. 1 LBO müssen „die nichtüberbauten Flächen der bebauten Grundstücke […] 
Grünflächen sein, soweit diese Flächen nicht für eine andere zulässige Verwendung 
benötigt werden.“ Somit dürfen seit 31.07.2020 keine Schottergärten mehr errichtet 
werden. 

k) In dem Planbereich befinden sich Telekommunikationslinien der Telekom, die aus dem 
beigefügten Plan ersichtlich sind. Der Bestand und der Betrieb der vorhandenen TK-
Linien müssen weiterhin, auch während und nach der Erschließungsmaßnahme 
gewährleistet bleiben. 

l) Bei den entstehenden Gebäuden, die an den Außenbereich grenzen, ist ein erhöhtes 
Kollisionsrisiko für Vögel gegeben, sobald Fensterscheiben den Himmel oder 
Naturraumstrukturen spiegeln und Glasfassaden über eine Ecke geplant werden. 
Grundsätzlich sollten Situationen mit Fallenwirkung vermieden werden. Neben dem 
Verzicht auf Glasfronten existieren Maßnahmen, durch die Glasfassaden für Vögel 
wahrnehmbar gemacht werden können. Informationen hierzu finden Sie unter: 
https://vogelglas.vogelwarte.ch/assets/files/broschueren/voegel_glas_licht_2012.pdf 

m) Das Plangebiet befindet sich direkter Umgebung zu einer derzeit nicht genutzten 
Bahnstrecke. Auf die nach einer Wiederaufnahme des Eisenbahnbetriebs und die 
Erhaltung der Bahnanlagen entstehenden Emissionen (insbesondere Luft- und 
Körperschall, Abgase, Funkenflug, Abriebe und Bremsstäube, elektrische 
Beeinflussungen durch magnetische Felder etc.), wird hingewiesen. 

Beleuchtungsanlagen von Parkplätzen, Wegen, Werbung und dergleichen, sind blendfrei 
zum Bahnbetriebsgelände hin zu gestalten. Sie sind in ihrer Farbgebung und 
Strahlrichtung so anzuordnen, dass jegliche Signalverwechslung und Blendwirkung 
ausgeschlossen ist. Sollte sich nach der Inbetriebnahme eine Blendung herausstellen, so 
sind vom Bauherrn entsprechende Abschirmungen anzubringen. 

Das Betreten des Bahnbetriebsgeländes zum Zwecke der Bauausführung ist nicht 
gestattet. Bei der Bauausführung darf grundsätzlich kein Bahngelände in Anspruch 
genommen werden, auch nicht für die Lagerung von Aushub- und Baumaterialien, 
Abstellung von Baggern oder anderen Arbeitsgeräten. 

Die anfallenden Abwässer u. Oberflächenwässer dürfen nicht auf Bahngelände geleitet 
werden. Sie sind ordnungsgemäß in die öffentliche Kanalisation abzuleiten. Einer 
Versickerung in Gleisnähe kann nicht zugestimmt werden. Die Standsicherheit der 
angrenzenden Bahngelände darf durch die Baumaßnahme nicht beeinträchtigt werden. 
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Im Hinblick auf die Verkehrssicherheit ist das zu bebauende Grundstück mit einem 
dauerhaften Zaun, ohne Öffnung, zum Bahngelände hin abzugrenzen. Diese Maßnahme 
dient zum Schutz der Personen und Fahrzeuge vor den Gefahren des 
Eisenbahnbetriebes. Diese ist so zu gestalten, dass ein unbeabsichtigtes Befahren der 
Eisenbahnbetriebsanlagen ausgeschlossen werden kann. Rechtsgrundlage ist die 
Wahrung der Verkehrssicherungspflicht gemäß den Grundsätzen des §823BGB. Die 
Kosten für Herstellung, Erhaltung bzw. Unterhaltung des Zaunes trägt der Antragsteller. 

Die Baugruben müssen außerhalb des Druckbereiches von Eisenbahnverkehrslasten 
liegen. Ist dies nicht möglich, muss rechtzeitig vor Baubeginn eine geprüfte statische 
Berechnung für den Baugrubenverbau vorgelegt werden. Der Verbau ist gem. dieser 
Berechnung auszuführen. Erdarbeiten im Druckbereich von Gleisen dürfen nur in 
Abstimmung mit der Bauüberwachung der DB Netz AG ausgeführt werden. 

Anpflanzungen im Grenzbereich entlang der Bahnanlagen sind so zu gestalten, dass ein 
Überhang nach § 910 BGB vermieden wird und die Vorgaben des Nachbarrechtes 
eingehalten sind. Die Abstände der Pflanzorte sind so wählen, dass der Abstand zur 
Grenze gleich der Endwuchshöhe der Bäume und der Sträucher ist. Die Pflanzung darf 
zu keinem Zeitpunkt die Sicherheit des Eisenbahnbetriebes gefährden. 

Beleuchtungsanlagen von Parkplätzen, Wegen, Werbung und dergleichen sowie 
Photovoltaik, sind blendfrei zum Bahnbetriebsgelände hin zu gestalten. Sie sind in ihrer 
Farbgebung und Strahlrichtung so anzuordnen, dass jegliche Signalverwechslung und 
Blendwirkung ausgeschlossen ist. Sollte sich nach der Inbetriebnahme eine Blendung 
herausstellen, so sind vom Bauherrn entsprechende Abschirmungen anzubringen. 

Grenzsteine, Grenzmarkierungen und Kabelmerksteine dürfen nicht beschädigt, 
verändert entfernt, verschüttet oder überdeckt werden. 

Für Schäden, die der DB aus der Baumaßnahme entstehen, haftet der Planungsträger / 
Bauherr im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften und gegebenenfalls in vollem Umfang. 

n) Die Umsetzung von Vorhaben hat nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik 
zum Bodenschutz zu erfolgen. Auf die DIN 19639 "Bodenschutz bei der Planung und 
Durchführung von Bauvorhaben" sowie die DIN 19731 "Bodenbeschaffenheit - 
Verwertung von Bodenmaterial" wird hingewiesen. Baubedingte Beeinträchtigungen für 
das Schutzgut Boden sind zu minimieren und es ist ein möglichst schonender Umgang 
mit der Materie zu gewährleisten. 

 
 
 
 
 
 
 

2. Örtliche Bauvorschriften 
für den Geltungsbereich des Bebauungsplans „Gässle Erweiterung“: 
 

2.1 Äußere Gestaltung (§ 74 (1) Nr. 1 LBO) 

a) Dachform und Dachneigung: entsprechend Vorhaben- und Erschließungsplan. 
Dachflächen von Haupt- und Nebengebäuden sind, sofern sie nicht aus brandschutz- 
oder sonstigen, sicherheitstechnischen Gründen unbegrünt bleiben müssen, dauerhaft 
und fachgerecht extensiv zu begrünen. Sie sind mit einem basenreichen Substrat mit 
mindestens 12 cm Höhe anzudecken. Die Flächen sind mit einer Saatgutmischung (z.B. 
Dachbegrünung/Saatgut von Rieger-Hofmann oder vergleichbar) einzusäen. Für die 
Einsaat ist Saatgut gesicherter Herkunft des Produktionsraums „7 Süddeutsches Berg- 
und Hügelland“, Ursprungsgebiet „11 Südwestdeutsches Bergland“ zu verwenden. 

Die Dachbegrünung ist in den Baugesuchsunterlagen nachzuweisen. Die Flächen sind 
jährlich zu kontrollieren und bei Bedarf zu pflegen. 

Photovoltaikanlagen sind in aufgeständerter Bauweise zu montieren. 
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b) Farbgebung der Außenfassaden und Dächer: Leuchtende oder reflektierende Farben 
bzw. Materialien sind unzulässig. Davon ausgenommen sind Flächen zur Gewinnung von 
erneuerbaren Energien. Begrünte Dächer und Fassaden ohne Farbfestsetzungen. 

2.2 Einfriedungen (§ 74 (1) Nr. 3 LBO) 

Zur Einfriedung sind Zäune bis 2,50 m Höhe zugelassen, die am Boden eine Öffnungsweite 
von min. 15 cm aufweisen, um Kleinsäugetiere in ihrer Bewegungsfähigkeit nicht zu 
behindern (Durchschlupf). 

2.3 Gestaltung der unbebauten Flächen der bebauten Grundstücke (§74 (1) Nr. 3 LBO) 

Aufschüttungen - auch im Anschluss an Gebäude - dürfen eine Höhe von 1,5 m nicht 
übersteigen. 

 


